
III-75 der Beilagen zu den steno graphischen Protokollen des Nationalrates 
XIII. GP 

26. 1. 1973 

Bericht an den Nationalrat 

A. Vorbemerkungen 

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, die am 2. Juni 1971  in Genf 
zu ihrer 56. Tagung zusammengetreten ist, hat 
u. a. die nachstehenden internationalen Instru­
mente angenommen: 

Übereinkommen (Nr. 1 36) über den Schutz 
vor den durch Benzol verursachten Ver­
giftungsgefahren 

und 

Empfehlung (Nr. 1 44) betreffend den Schutz 
vor den durch Benzol verursachten Ver­
giftungsgefahren. 

Der amtliche deutsche Wortlaut der voran­
geführten internationalen Urkunden ist in der 
Anlage beigeschlossen. 

Jedes Mitglied der Internationalen Arbeits­
organisation ist gemäß Art. 19 der Verfassung 
der Organisation, BGBL Nr. 223/1949, ver­
pflichtet, die anläßlich der Tagungen der Inter­
nationalen Arbeitskonferenz angenommenen 
internationalen Instrumente den zuständigen 
Stellen im Hinblick auf ihre Verwirklichung 
durch die Gesetzgebung oder durch andere Maß­
nahmen vorzulegen. 

B. Die internationalen Urkunden 

Das Übereinkommen, das für alle Tätigkeiten 
gilt, bei denen Arbeitnehmer dem aromatisch�n 
Kohlenwasserstoff Benzol sowie Produkten, 
deren Benzolgehalt 1 Volumprozent überschrei­
tet, ausgesetzt sind, schreibt die Verwendung von 
unschädlichen oder weniger gesundheitsschäd­
lichen Austauschprodukten anstelle von Benzol 
oder benzolhaitigen Produkten vor, falls solche 
zur Verfügung stehen. Es verbietet die Verwen­
dung von Benzol und benzolhaitigen Produkten 
bei bestimmten von der innerstaatlichen Gesetz­
gebung festgelegten Arbeiten und verlangt 
arbeitshygienische und technische Vorbeugungs­
maßnahmen, um einen wirksamen Schutz der 
Arbeitnehmer sicherzustellen. Das übereinkom­
men fordert weiters die Zurverfügungstellung 

von zweckentsprechenden persönlichen Schutz­
mitteln gegen die Gefahr der Resorption von 
Benzol durch die Haut und gegen die Gefahr des 
Einatmens von Benzoldämpfen und gründliche 
ärztliche Eignungsuntersuchungen und regel­
mäßige Wiederholungsuntersuchungen für Ar­
beitnehmer, die bei Arbeiten beschäftigt werden 
sollen, bei denen sie Benzol oder benzolhaitigen 
Produkten ausgesetzt sind. Schließlich verbietet 
e, die Beschäftigung von Frauen und Jugend­
lichen bei solchen Arbeiten und verlangt die 
Aufschrift "Benzol" und die Verwendung der 
erforderlichen Gefahren�ymbole sowie die Ver­
breitung geeigneter Anweisungen über die Maß­
nahmen, die zum Schutz der Gesundheit und 
zur Verhütung von Unfällen oder dann zu tref­
fen sind, wenn Anzeichen einer Vergiftung auf­
treten. 

Die Empfehlung bringt in detaillierterer Form 
Vorschläge über eine Einschränkung der Verwen­
dung von Benzol, über technische Vorbeugungs­
maßnahmen und über Arbeitshygiene, über 
medizinische Vorbeugungsmaßnahmen, über 
Behälter, die Benzol enthalten, sowie eine geelg­
nete Aufklärung der Arbeitnehmer. 

C. Rechtslage und Folgerungen 

Zur Frage der Ratifikation des übereinkom­
mens Nr. 1 36 sowie der Durchführung der Emp­
fehlung Nr. 144 wurden die Stellungnahmen der 
ZentralstelIen des Bundes und der Länder 
sowie der Interessenvertretungen der Arbeit­
nehmer und der Arbeitgeber eingeholt, von 
denen angenommen werden konnte, daß die 
Angelegenheit ihre Zuständigkeit bzw. ihr Inter­
essengebiet berührt. 

Der überwiegende Teil der befragten Stellen 
hat gegen eine Ratifikation des übereinkommens 
Nr. 1 36 keine Bedenken oder Einwände vorge­
bracht. Während sich die Interessenvertretungen 
der Arbeitnehmer für eine unverzügliche Ratifi­
zierung des übereinkommens aussprechen, wen­
den sich die Interessenvertretungen der Arbeit­
geber vor allem mit der Begründung gegen eine 
Ratifikation, daß die Vorschriften des gegen-
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ständlichen übereinkommens weit über die be­
währten österreichischen Schutzvorschriften hin­
ausgingen. Das Bundesministerium für Verkehr 
ist der Auffassung, daß eine Ratifikation des 
übereinkommens auf Grund der derzeitigen 
Rechtslage nicht möglich sei, und das Bundes­
ministerium für Handel, Gewerbe und Industrie 
verlangt vor einer endgültigen Entscheidung 
über die Ratifikation des gegenständlichen über­
einkommens die genaue überprüfung der durch 
eine damit verbundene Anpassung der öster­
reichischen Vorschriften an die Vorschriften des 
übereinkommens verursachten Auswirkungen 
auf die österreichische Wirtschaft. Eine Gegen­
überstellung der Bestimmungen der beiden In­
strumente und der österreichischen Vorschriften 
im die weitaus überwiegende Zahl der in Frage 
kommenden Betriebe deckenden Wirkungsbe­
reich der Allgemeinen Arbeitsinspektion, aus der 
aber auf die Rechtslage in den jeweiligen von 
den internationalen Instrumenten darüber hin­
aus noch erfaßten Wirkungsbereichen der Ober­
sten Bergbehörde, des Verkehrs-Arbeitsinspekto­
rates und der Land- und Forstwirtschaftsinspek­
tionen rückgeschlossen werden kann, hat fol­
gendes ergeben: 

Das übereinkommen 

Nach seinem Art. 1 gilt das übereinkommen 
für alle Tätigkeiten, bei denen Arbeitnehmer 
Benzol oder benzolhaltigen Produkten mit einem 
Benzolgehalt von mehr als einem Volumprozent 
ausgesetzt sind. - In Osterreich wird der gesetz­
liche Schutz des Lebens und der Gesundheit der 
Arbeitnehmer in den der Allgemeinen Arbeits­
inspektion unterstehenden Betrieben im allge­
meinen im Arbeitnehmerschutzgesetz, BGBL 
Nr. 234/1 972, festgelegt. Die besonderen Bestim­
mungen, in denen unter anderem Benzol erzeugt 
oder verwendet wird, regelt die Benzolverord­
nung, BGBL Nr. 205/1934. Die Bestimmungen 
dieser Verordnung erstrecken sich auf alle Tätig­
keiten, bei denen Arbeitnehmer der Einwirkung 
von Benzol ausgesetzt sind, ausgenommen die 
Erzeugung und Verwendung von Benzol in einer 
Apparatur, aus der das Entweichen dieses Stoffes 
in den Arbeitsraum während des normalen 
Betriebsvorganges nicht möglich ist, und die Ver­
wendung von Benzol zu wissenschaftlichen oder 
produktionstechnischen Zwecken in so geringen 
Mengen erfolgt, daß eine Gesundheitsschädigung 
nicht befürchtet werden muß. Die Bestimmungen 
dieser Verordnung gelten auch für alle Tätig­
keiten, bei denen Arbeitnehmer benzolhaitigen 
Produkten ausgesetzt sind. Weiters enthält die 
Allgemeine Dienstnehmerschutzverordnung, 
BGBL Nr. 265/1951 ,  in der Fassung der Verord­
nung BGBL N r. 32/1962, allgemeine Bestimmun­
gen über Arbeiten mit gefährlichen Stoffen, die 
ebenfalls für alle Tätigkeiten gelten, bei denen 
Arbeitnehmer diesen Stoffen ausgesetzt sind. 

Die Forderung des Art. 1 ist demnach für den 
Wirkungsbereich der Allgemeinen Arbeitsinspek­
tion erfüllt. 

Art. 2 des übereinkommens fordert in allen 
Fällen, in denen dies möglich ist, den Ersatz von 
Benzol oder benzolhaitigen Produkten durch 
unschädliche oder weniger gesundheitsschädliche 
Austauschprodukte. - Derzeit gelten in öster­
reich für die der Aufsicht der Allgemeinen 
Arbeitsinspektion unterstehenden Betriebe noch 
keine gesetzlichen Vorschriften, wonach anstelle 
von Benzol oder benzolhaltigen Produkten zur 
Verfügung stehende unschädliche oder weniger 
gesundheitsschädliche Austauschprodukte zu ver­
wenden sind. Die Hersteller von benzolhaltigen 
Produkten sind jedoch in zunehmendem Maße 
bestrebt, Benzol durch unschädliche oder weniger 
gesundheitsschädliche Stoffe zu ersetzen. Auch 
die Arbeitsinspektion ist bemüht, durch ständige 
Hinweise diese Entwicklung zu fördern. Darüber 
hinaus sieht § 6 Abs. 2, dritter Satz, des Arbeit­
nehmerschutzgesetzes vor, daß, soweit es die Art 
der Arbeit zuläßt, nach Möglichkeit solche Stoffe 
zu verwenden und solche Arbeitsverfahren anzu­
wenden sind, bei denen Einwirkungen, durch die 
das Leben oder die Gesundheit der Arbeitnehmer 
gefährdet werden, nicht oder nur in einem gerin­
geren Maße auftreten. Die näheren Bestimmun­
gen hierüber werden erst im Verordnungswege 
erlassen werden. 

Somit wird dem Art. 2 derzeit in Osterreich 
für den Wirkungsbereich der Allgemeinen 
Arbeitsinspektion nicht entsprochen. 

Der Art. 3 enthält die Bedingungen für zeit­
weilige Abweichungen von den Bestimmungen 
der Art. 1 b bezüglich der Höhe des dort fest­
gelegten Volumprozentsatzes und Art. 2 bezüg­
lich der Verwendung von Austauschprodukten. 
- Es kann insbesondere von Arbeitnehmerseite 
nicht mit Sicherheit erwartet werden, daß sie 
solchen Ausnahmeregelungen ihre Zustimmung 
erteilen würden. Aber selbst für den Fall ihrer 
Zustimmung könnten diese Ausnahmen nur zeit­
weilig festgelegt werden und bieten daher keine 
sichere Grundlage für eine Ratifikation des über­
einkommens unter Zuhilfenahme der vorgesehe­
nen Ausnahmemöglichkeiten. 

Art. 4 des übereinkommens normiert das 
Verbot der Verwendung von Benzol und benzol­
haitigen Produkten bei bestimmten von der 
innerstaatlichen Gesetzgebung festgelegten Ar­
beiten, zumindest der Verwendung als Löse­
oder Verdünnungsmittel. - Auf Grund der der­
zeit in österreich für den Dienstnehmerschutz 
geltenden Rechtsvorschriften besteht für die der 
Aufsicht der Allgemeinen Arbeitsinspektion 
unterstehenden Betriebe keine Möglichkeit, die 
Verwendung von Benzol und benzolhaitigen 
Produkten bei bestimmten Arbeiten sowie in 
bestimmten Fällen die Verwendung von Benzol 
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und benzolhaltigen 
I 
Produkten als Löse- oder 

Verdünnungsmittel zu verbieten. § 6 Abs. 2, 
letzter Satz, des Arbeitnehmerschutzgesetzes er­
möglicht es, in den Fällen, in denen es der Schutz 
des Lebens und der Gesundheit der Arbeitneh­
mer erfordert, die Verwendung bestimmter Ar­
beitsstoffe oder die Anwendung bestimmter 
Arbeitsverfahren zu untersagen, sofern der Ar­
beitserfolg auch mit anderen Arbeitsstoffen oder 
nach anderen Arbeitsverfahren mit einem ange­
messenen Aufwand erreicht werden kann. Die 
näheren Bestimmungen werden erst im Verord­
nungswege getroffen werden. 

Der Art. 4 des übereinkommens ist derzeit 
für den Wirkungsbereich der Allgemeinen 
Arbeitsinspektion nicht erfüllt. 

Der Art. 5 verlangt arbeitshygienische lind 
technische Vorbeugungsmaßnahmen, um einen 
wirksamen Schutz der Arbeitnehmer sicherzustel­
len, die Benzol oder benzolhaitigen Produkten 
ausgesetzt sind. - Für die der Aufsicht der All­
gemeinen Arbeitsinspektion unterstehenden Be­
triebe verlangt § 6 Abs. 2, erster Satz, des Arbeit­
nehmerschutzgesetzes, daß für Arbeiten, bei 
denen mit Stoffen umgegangen wird oder bei 
denen sich aus anderen Ursachen Einwirkungen 
ergeben, durch die das Leben und die Gesund­
heit der Arbeitnehmer gefährdet werden, jene 
Schutzmaßnahmen getroffen werden müssen, 
durch die solche Einwirkungen möglichst ver­
mieden werden. Die Allgemeine Dienstnehmer­
schutzverordnung und die Benzolverordnung 
sowie die Richtlinien für die Vorschreibung von 
betriebstechnischen Maßnahmen zum Schutze des 
Lebens und der Gesundheit von Arbeitnehmern 
in gewerblichen Betriebsanlagen, in denen u. a. 
Benzol erzeugt oder verwendet wird (Richtlinien 
zur Benzolverordnung) enthalten arbeitshygie­
nische und technische Vorbeugungsmaßnahmen 
zur Sicherstellung eines wirksamen Schutzes der 
Arbeitnehmer, die Benzol oder benzolhaltigen 
Produkten ausgesetzt sind. 

Die Forderung des Art. 5 kann für den Wir­
kungsbereich der Allgemeinen Arbeitsinspektion 
als erfüllt angesehen werden. 

Der Art. 6 Abs. 1 sieht vor, daß in Räumen, 
in denen Benzol oder benzolhaltige Produkte 
hergestellt, gehandhabt oder verwendet werden, 
alle notwendigen Maßnahmen zu treffen sind, 
um das Entweichen von Benzoldämpfen in die 
Raumluft der Arbeitsstätten zu verhüten. -
Dieser Forderung des übereinkommens ent­
sprechen für den Wirkungsbereich der Allgemei­
nen Arbeitsinspektion § 6 Abs. 2, erster Satz, 
des Arbeitnehmerschutzgesetzes und die §§ 1 6  
Abs. 1 und 3 7  Abs. 1 und 4 der Allgemeinen 
Dienstnehmerschutzverordnung. Gemäß § 1 6  
Abs. 1 sind Arbeiten, bei denen sich die Ent­
wicklung größerer Mengen Dämpfe oder Gase 
nicht vermeiden läßt, soweit als möglich in 
geschlossener oder ummantelter Apparatur vor-

zunehmen. Wo dies nicht möglich ist, sind solche 
Stoffe durch Absaugeinrichtungen möglichst an 
der Entstehungsstelle abzusaugen. Bei Arbeiten 
mit leicht entzündlichen oder giftigen Stoffen 
sind nach § 37 Abs. 1 dieser Verordnung die Je­
weils erforderlichen Sicherheitsrnaßnahmen zu 
treffen, wie solche der vorangeführten Art. Nach 
Abs. 4 ist jeder Arbeitsvorgang bei der Erzeu­
gung, Behandlung, Verwendung oder Lagerung 
von gesundheitsschädlichen Stoffen in einer sol­
chen Weise und mit solchen Sicherheitsvorkeh­
rungen durchzuführen, daß die Arbeitnehmer 
soweit als möglich vor einer Beeinträchtigung 
durch diese Stoffe geschützt sind. Eingehende 
Bestimmungen, um Maßnahmen gegen das Ent­
weichen von Benzoldämpfen in die Raumluft der 
Arbeitsstätten zu verhüten, enthalten die Richt­
linien zur Benzolverordnung, die den Betrieben 
im Einzelfall von der Behörde auf Antrag des 
Arbeitsinspektorates vorgeschrieben werden kön­
nen. 

Die Forderung des Abs. 1 des Art. 6 ist dah'.!r 
für den Wirkungsbereich der Allgemeinen Ar­
beitsinspektion erfüllt. 

Art. 6 Abs. 2 des übereinkommens legt die 
höchstzulässige Konzentration an Benzol in der 
Raumluft mit 80 mg/ms fest. - Ein bestimmter 
Wert für eine höchstzulässige Konzentration an 
Benzol in der Raumluft ist für die der Aufsicht 
der Allgemeinen Arbeitsinspektion unterstehen­
den Betriebe gesetzlich nicht festgelegt. Das Ar­
beitsinspektorat kann jedoch bei der zuständigen 
Behörde beantragen, daß dem Arbeitgeber die 
Einhaltllng einer bestimmten Benzolkonzentra­
tion in der Raumluft bescheidmäßig vorgeschrie­
ben wird. Die Arbeitsinspektorate legen der Be­
urteilung von Arbeitsbedingungen bei Verwen­
dung gesundheitsschädlicher Arbeitsstoffe die von 
der "Kommission zur Prüfung gesundheits­
schädlicher Arbeitsstoffe" der Deutschen For­
schllngsgemeinschaft in Bonn beschlossenen maxi­
malen Arbeitsplatzkonzentrationswerte (MAK­
Werte) zugrunde. Der in der MAK-Werte-l.iste 
1970 festgesetzte Wert für Benzol lag mit 10 ppm 
(32 mg/mS) wesentlich unter dem im überein­
kommen angeführten Wert. In der MAK-Werte­
Liste 1971 wurde Benzol mit einigen anderen 
Arbeitsstoffen angeführt, die beim Menschen 
erfahrungsgemäß Krebs zu verursachen vermö­
gen. Die Kommission hat deshalb für Benzol 
keinen Konzentrationswert mehr festgelegt, da 
für kanzerogene Stoffe keine noch als unbedenk­
lich anzusehende Konzentration angegeben wer­
den kann. Es ist jedoch beabsichtigt, den oben 
angeführten Wert vorerst weiter anzuwenden. 

Für den Wirkungsbereich der Allgemeinen 
Arbeitsinspektion kann daher auch die Forde­
rung des Abs. 2 des Art. 6 als erfüllt angesehen 
werden. 

Nach Art. 6 Abs. 3 schließlich hat die zustän­
dige Stelle Richtlinien darüber zu erlassen, wie 
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bei der Messung der Benzolkonzentration in der 
Raumluft der Arbeitsstätten vorzugehen ist. -
Für die der Aufsicht der Allgemeinen Arbeits­
inspektion unterstehenden Betriebe bestehen 
solche Richtlinien nicht. Die Messung der Benzol­
konzentration in der Raumluft erfolgt im allge­
meinen durch die Arbeitsinspektorate nach dem 
Prüfröhrchenverfahren, wobei die vom Herstel­
ler herausgegebenen Anleitungen maßgebend 
sind. 

Die Forderung des Abs. 3 des Art. 6 ist daher, 
was den Wirkungsbereich der Allgemeinen Ar­
beitsinspektion betrifft, derzeit in österreich 
nicht erfüllt. 

Art. 7 des übereinkommens bestimmt, daß 
Arbeiten, bei denen Benzol oder benzolhaltige 
Produkte verwendet werden, soweit durchführ­
bar, in geschlossenen Apparaten auszuführen 
sind. Sollte deren Verwendung aber nicht mog­
lieh sein, sind die Arbeitsstätten mit wirksamen 
Vorrichtungen auszustatten, durch die die Besei­
tigung der Benzoldämpfe soweit erforderlich 
sichergestellt wird. - Für die der Aufsicht der 
Allgemeinen Arbeitsinspektion unterworfenen 
Betriebe darf auf die bereits in den Ausführun­
gen zu Art. 6 Abs. 1 angeführten Bestimmungen 
der Allgemeinen Dienstnehmerschutzverordnung 
verwiesen werden. Analoge detaillierte diesbe­
zügliche Bestimmungen enthalten auch die Richt­
linien zur Benzolverordnung. 

Die Forderung des Art. 7 kann für den Wir­
kungsbereich der Allgemeinen Arbeitsinspektion 
als erfüllt angesehen werden. 

Der Art. 8 Abs. 1 verlangt die Zurverfügung­
stellung von zweckentspredlenden persönlichen 
Schutzmitteln gegen die Gefahr der Resorption 
von Benzol durch die Haut. - Für die der Auf­
sicht der Allgemeinen Arbeitsinspektion unter­
worfenen Betriebe wird durch § 44 Abs. 2 der 
Allgemeinen Dienstnehmerschutzverordnung, 
wonach Arbeitnehmer, die mit giftigen Stoffen 
hantieren, mit geeigneten Schutzmitteln, wie 
Schutzhandschuhen, auszurüsten sind, die Gefahr 
der Resorption von Benzol durch die Haut ver­
mieden. Der Arbeitgeber ist nach § 1 07 Abs. 1 
dieser Verordnung auch verpflichtet, den Arbeit­
nehmern diese Schutzmittel in gebrauchsfähigem 
Zustand zur Verfügung zu stellen. 

Durch diese Bestimmungen erscheint die For­
derung des Art. 8 Abs. 1 für den Wirkungs­
bereich der Allgemeinen Arbeitsinspektion er­
füllt. 

Der Art. 8 Abs. 2 verlangt die Zurverfügung­
stellung von zweckentsprechenden persönlichen 
Schutzmitteln gegen die Gefahr des Einatmens 
von Benzoldämpfen. - Für die der Aufsicht der 
Allgemeinen Arbeitsinspektion unterworfenen 
Betriebe wird im § 43 Abs. 1 der Allgemeinen 
Dienstnehmerschutzverordnung verlangt, daß 
Arbeitnehmer, deren Atmungsorgan zeitweise 

oder trotz der im § 16 (siehe Ausführungen zu 
Art. 6 Abs. 1) vorgeschriebenen Maßnahmen der 
Einwirkung gesundheitsschädlicher Dämpfe oder 
Gase ausgesetzt sind, mit geeigneten Atemschutz­
geräten ausgerüstet sein müssen. Auch die Richt­
linien zur Benzolverordnung enthalten Regelun­
gen über die Verwendung von Atemschutzgerä­
ten. Bestimmungen über eine Begrenzung der 
Einwirkungsdauer enthält § 3 der Benzolverord­
nung, wonach bei besonders gefährlichen Arbei­
ten, wie Anstricharbeiten in geschlossenen Behäl­
tern, die Arbeitnehmer nur während eines Teiles 
ihrer täglichen Arbeitszeit beschäftigt werden 
dürfen. Die Behörde kann auf Ansuchen des 
Betriebsinhabers nach Anhörung des Arbeitsin­
spektorates eine Verlängerung der Dauer der 
Beschäftigung um zwei Stunden bewilligen, wenn 
durch die technische Einrichtung des Betriebes 
die schädliche Wirkung von Benzol auf die Be­
schäftigten wesentlich herabgemindert wird. 

Durch diese Bestimmungen erscheint auch die 
Furderung des Art. 8 Abs. 2 für den Wirkungs­
bereich der Allgemeinen Arbeitsinspektion er­
füllt. 

Art. 9 Abs. 1 normiert für Arbeitnehmer, die 
bei Arbeiten beschäftigt werden sollen, bei denen 
sie Benzol oder benzolhaitigen Produkten ausge­
setzt sind, eine gründliche ärtzliche Eignungs­
untersuchung einschließlich einer Blutunter­
suchung vor Aufnahme der Beschäftigung sowie 
in von der innerstaatlichen Gesetzgebung fest­
gesetzten Zeitabständen regelmäßige Wieder­
holungsuntersuchungen. - Bei den der Aufsicht 
der Allgemeinen Arbeitsinspektion unterworfe­
nen Betrieben dürfen nach § 8 Abs. 1 des Arbeit­
nehmerschutzgesetzes zu Tätigkeiten, bei denen 
die dabei Beschäftigten Einwirkungen ausgesetzt 
sein können, die erfahrungsgemäß die Gesund­
heit zu schädigen vermögen, Arbeitnehmer nicht 
herangezogen werden, deren Gesundheitszustand 
eine derartige Beschäftigung nicht zuläßt. Dies 
gilt u. a. für Tätigkeiten, bei denen infolge der 
Art der Einwirkung die Gefahr besteht, daß 
Arbeitnehmer an einer Berufskrankheit erkran­
ken. Sofern nach der Art der Einwirkung oder 
Belastung einer ärztlichen Untersuchung prophy­
laktische Bedeutung zukommt, dürfen nach 
Abs. 2 des § 8 Arbeitnehmer zu Tätigkeiten nach 
Abs. 1 erst herangezogen werden, nachdem durch 
eine besondere ärztliche Untersuchung festge­
stellt wurde, daß ihr Gesundheitszustand eine 
derartige Beschäftigung zuläßt. Arbeitnehmer, 
die bei solchen Tätigkeiten verwendet werden, 
müssen ferner in bestimmten Zeitabständen 
durch einen Arzt daraufhin untersucht werden, 
ob ihr Gesundheitszustand eine weitere Beschäf­
tigung mit diesen Tätigkeiten zuläßt. Diese 
Tätigkeiten werden durch Verordnungen festge­
stellt werden. Gemäß § 5 der Benzolverordnung 
darf der Betriebsinhaber zu Arbeiten, bei denen 
Benzol erzeugt oder verwendet wird, nur solche 
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Arbeitnehmer aufnehmen, deren körperliche Eig­
nung durch einen Arzt bescheinigt ist. Weiters 
ist nach § 6 Abs. 1 dieser Verordnung in Betrie­
ben, in denen bei der Herstellung von chemi­
schen Produkten, Lacken oder Farben, bei der 
Herstellung oder Verwendung von Gummitauch­
masse, Klebemitteln oder ähnlichen Erzeugni�sen 
Benzol als Grundstoff, Lösungs- oder Verdün­
nungsmittel benützt wird, ferner in Tiefdrucke­
reien, in denen Benzol als Verdünnungsmittel 
für Druckfarben dient, der Betriebsinhaber ver­
pflichtet, die Arbeitnehmer, die der Einwirkung 
von Dämpfen oder Nebeln von Benzol ausge­
setzt sind, in Zeitabständen von je drei Monaten 
auf ihren Gesundheitszustand ärztlich unter­
suchen zu lassen. Die ärztliche Untersuchung hat 
sich insbesondere auch auf die Beschaffenheit des 
Blutes zu erstrecken. Die Behörde kann nach 
Abs. 2 auch in anderen. Fällen die Inhaber von 
Betrieben, in denen Benzol verwendet wird, ver­
pflichten, die Arbeitnehmer, die der Einwirkung 
von Dämpfen oder Nebeln dieses Stoffes ausge­
setzt sind, fallweise ärztlich untersuchen zu lassen, 
wenn die Gefahr besteht, daß diese Arbeitneh­
mer mit Rücksicht auf ihre körperliche Beschaf­
fenheit infolge der Beschäftigung mit Arbeiten 
unter Verwendung von Benzol Schaden an ihrer 
Gesundheit erleiden. Die ärztliche Untersuchung 
hat sich insbesondere auch auf die Beschaffenheit 
des Blutes zu erstrecken. 

Für den Wirkungsbereich der Allgemeinen 
Arbeitsinspektion ist die Forderung des Art. 9 
Abs. 1 durch die angeführten Bestimmungen 
erfüllt. 

Art. 9 Abs. 2 sieht nach Anhörung der maß­
gebenden beteiligten Arbeitgeber- und Arbeit­
nehmerverbände für bestimmte Gruppen von 
Arbeitnehmern Ausnahmen von den Bestim­
mungen des Albs. 1 vor. - Bei den der Aufsicht 
der Allg·emeinen Arbeitsinspektion unterworfe­
nen Betrieben kann die Behörde Ausnahmen von 
den Vorschriften ,des § 6 ·der Benzolverordnung 
auf Ansuchen des Gewerbeinhabers nach Anhö­
rung des Arbeitsinspektorates bewilligen, wenn 
in dem B·etrieb Benzol nur in solchen Mengen 
verwendet wird, daß mit Rücksicht auf die vor­
handenen Schutzeinrichtungen eine Schädigung 
der Arbeitnehmer nicht zu befürchten ist. Eine 
Anhörung der maßgebenden beteiligten Arbeit­
geber- und Arbeitnehmerverbände ist derzeit ge­
setzlich nicht vorgesehen. 

Die Forderung des Abs. 2 des Art. 9 ist dem­
nach für den Wirkung9bereich der Allgemeinen 
Arbeitsinspektion nicht voll erfüllt. 

Art. 10 Abs. 1 des übereinkommens verlangt, 
daß die vorgesehenen ärztlichen Untersuchungen 
unter der Verantwortung eines sachkundigen, 
von der zuständigen Stelle anerkannten Arztes 
durchzuführen und in geeigneter Weise zu be­
scheinigen sind. - Bei den der Aufsicht der All-

gemeinen Arbeitsinspektion unterworfenen Be­
trieben sind Untersuchungen auf Grund § 8 
Abs. 4 des Arbeitnehmerschutzgesetzes von hie­
zu ermächtigten A.rzten oder Einrichtungen, die 
sich auch mit der Durchführung arbeitsmedizini­
scher Untersuchungen befassen, vorzunehmen. 
Eine entsprechende Regelung enthält bereits die 
Benzolverordnung. Nach § 9 Abs. 1 dieser Ver­
ordnung hat ·der untersuchende Arzt in eine 
vom Betriebsinhalber zu fü'hrende Vormerkung 
den ärztlichen Befund bei der Aufnahme sowie 
im Falle der Erkrankung die Art der Erkran­
kung und die Notwendigkeit des Arbeitsaus­
schlusses einzutragen und zu unterfertigen. 

Die Forderung des Abs. 1 des Art. 1 0  kann 
für ·den Wirkungsbereich der Allgemeinen Ar­
beitsinspektion als in österreich erfüllt ange­
sehen werden. 

Der Art. 1 0  Abs. 2 normiert, ,daß diese ärzt­
lichen Untersuchungen den Arbeitnehmern keine 
Kosten verursachen dürfen. - Bei den der Auf­
sicht der Allgemeinen Arbeitsinspektion unter­
worfenen Betrie'ben sind gemäß § 8 Abs. 5 des 
Arbeitnehmerschutzgesetzes die Kosten der ärzt­
lichen Untersuchungen vom Arbeitgeber zu 

tra<>en. Sofern es sich jedoch um Arbeitnehmer 

ha;delt, bei denen infolge der Art der Einwir­

kun<> die Gefahr besteht, daß sie an einer Be-
b 

rufskrankheit im Sinne der sozialversicherungs-
rechtlichen Vorschriften erkranken, hat der Ar­
beitgeber gegenüber dem zuständigen Träger der 
Unfallversicherung Anspruch auf Ersatz der 
Kosten dieser ärztlichen Untersuchung. Die 
Kosten der ärztlichen Untersuchung einschließ­
lich des BlutJbefundes hat nach § 7 der Benzol­
verordnung der Betriebsinhaber zu tragen, so 
daß den Arbeitnehmern hieraus keine Kosten 
erwachsen. 

Auch die Forderung ,des Abs. 2 des Art. 10  
kann für den Wirkungsbereich der Allgemeinen 
Arbeitsinspektion als in österreich erfüllt ange­
sehen werden. 

Art. 1 1  verbietet die Beschäftigung von 
schwangeren Frauen, stillenden Müttern und 
Jugendlichen bei Arbeiten, bei denen sie Benzol 
oder Ibenzolhaltigen Produkten ausgesetzt sind, 
sieht aber für Jugendliche, die einen Unterricht 
oder eine Ausbildung erhalten und unter ange­
messener fachlicher und ärztlicher Aufsicht 
stehen, eine Ausna'hmemöglichkeit vor. - Bei 
den der Aufsicht der Allgemeinen Arbeitsinspek­
tion unterworfenen Betrieben dürfen nach den 
§§ 4 Abs. 1 und 2 sowie 5 Albs. 3 des Mutter­
schutzgesetzes, BGBI. Nr. 76/1957, werdende 
und stillende Mütter mit Arbeiten, bei denen 
die Gefahr einer Berufserkrankung im Sinne der 
sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften ge­
geben ist oder sie schädlichen Einwirkungen von 
gesundheitsgefährlichen Stoffen, Gasen oder 
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Dämpfen ausgesetzt sind, nicht beschäftigt wer­
den; zu den Berufskrankheiten gehören auch 
Erkrankungen durch Benzol. Nach § 23 Abs. 2 
des Bundesgesetzes über die Beschäftigung von 
Kindern und Jugendlichen, BGBL Nr. 1 46/1948, 
dürfen Jugendliche zu den im Anhang zu diesem 
Bundesgesetz angeführten Arbeiten nicht ver­
wendet werden. Unabhängig von diesen Vor-
chriften kann nach Abs. 3 das Arbeitsinspekto­

rat in einzelnen Fällen die Beschäftigung Jugend­
licher mit gefährlichen Al'beiten untersagen oder 
von Bedingungen abhängig machen. Nach dem 
Anhang zu ,diesem Bundesgesetz sind nach­
stehende Arbeiten unter Verwendung von Ben­
zol für Jugendliche verboten: 

AJ1beiten beim Färben und Lackieren von Ge­
genständen im Spritzverfahren unter Verwen­
dung von Lacken oder Farben, die Benzol ent­
halten. Erlaubt ist die Beschäftigung Jugendlicher 
nach vollendetem 1 6. Lebensjahr und Jugend­
licher, wenn sie in einem Lehrverhältnis stehen, 
in der zweit-en Hälfte der Lehrzeit unter Auf­
sicht beim Färben und Lackieren kleiner, nicht 
sperriger Gegenstände im Spritzverfahren unter 
Verwendung von Farben oder Lacken, die nicht 
mehr als 1 0% Benzol, 25% Toluol oder 30% 
Xylole enthalten, sofern die Arbeiten auf Unter­
lagen vorgenommen werden und wirksame Ab­
saugevorrichtungen ein Entweichen aus der 
Spritzpistole austretender Dämpfe und Farb­
nebel in den Ar,beitsraum verhindern. Enthält 
eine Farbe oder ein Lack Benzol mit Toluol oder 
Xylolen gemischt, gilt ,diese Ausnahme von dem 
Beschäftigungsverbot nur dann, wenn die auf 
die zulässige Benzolmenge fehlende Menge durch 
nicht mehr als die zweieinhalhfache Menge 
Toluol oder die dreifache Menge Xylole ersetzt 
ist. Arbeiten bei der Bedienung und Wartung 
von Tiefdruckpressen, sofern die Druckfarbe in 
Benzol gelöst oder mit diesem Stoff verdünnt 
wird. Arbeiten bei der Erzeugung und Verwen­
dung von Chemikalien, bei denen erfahrungs­
gemäß die Gesundheit durch Benzol gefährdet 
i t. Arbeiten bei der Erzeugung von chemischen 
Produkten unter Verwendung von Benzol, wenn 
das Entweichen von Dämpfen oder Nebeln 
dieses Stoffes in den Arbeitsraum nicht vermie­
den werden kann. Arbeiten bei der Herstellung 
von Lacken oder Farben unter Verwendung von 
Benzol. Arbeiten bei ,der Erzeugung von Gummi­
waren in Betriebsabteilungen, in denen Gummi 
oder ähnliche Stoffe in Benzol gdöst oder diese 
Lösungen bis zur Fertigstellung des Produktes 
verarbeitet werden. Arbeiten bei der Herstel­
lung von Klebemitteln und beim Kleben von 
Gegenständen unter Verwendung von Benzol. 
Arbeiten bei der Herstellung von wasserdichten 

toffen unter Verwendung von Benzol vom An­
setzen der Streichmasse Ibis zur Beendigung des 
Trock nprozesses. 

Für den Wirkungsbereich der Allgemeinen 
Arbeitsinspektion wird den Bestimmungen des 
Art. 1 1  in Osterreich voll entsprochen. 

Art. 1 2  des übereinkommens verlangt die 
entsprechende Kennzeichnung der Behälter, die 
Benzol oder benzolhaltige Produkte enthalten. 
- Nach § 29 Abs. 1 der Giftverordnung, BGBL 
N r. 362/1928 in ,der geltenden Fassung, darf 
Benzol im Kleinverkehr nur in Behältnissen mit 
der Bezeichnung des Inhaltes, der Erzeugerfirma 
oder des a:bgebenden Händlers, mit der Auf­
schrift "Feuergefährlich", mit dem Aufdruck 

Gifrhältig Vorsicht" in roter Farbe in Form 
�iner die Flasche ganz umfassenden Banderole 
und dem Totenkopfaufdruck abgegeben wer,den. 
Für eine Kennzeichnung benzolhaitiger Produkte 
im Kleinverkehr bestehen keine Vorschriften. 
Weiters besteht auch für den Verwender von 
Benzol und benzolhaitigen Produkten keine 
Kennzeidlnungspflicht. Bei den der Aufsicht der 
Allgemeinen Arbeitsinspektion unterworfen�n 
Betrieben dürfen gemäß § 6 Abs. 3 des ArbeIt­
nehmerschutzgesetzes in Betrieben, in denen ge­
sundhei tsgefährliche Stoffe gelagert oder ver­
wendet werden, diese nur in Behältnissen ver­
wahrt werden, die so bezeichnet sind, daß d�­
durch die Ar1beitnehmer auf die Gefährlichkeit 
des Inhaltes aufmerksam gemacht werden. Die 
näheren Bestimmungen sind im Verordnungs­
wege zu treffen. Wenn eine Kennzeichnung �ach 
anderen Rech ts,vorschriften, deren diesbezüghdle 
Bestimmungen unberührt bleiben, auch den Er­
fordernissen des Arbeitnehmerschutzes ent­
spricht, ist eine weitere Kennzeichnung nicht er­
forderlich. 

Die ForderunO' des Art. 1 2  ist, wie sich aus 

den obigen Ausführungen ergibt, f�r
. 

den �ir­

kungsbereich der Allgemeinen ArbeltSlnspektlon 
nicht voll erfüllt. 

Der Art. 1 3  verlangt die Unterweisung der 
Arbeitnehmer, die Benzol oder benzolhaitigen 
Produkten ausgesetzt sind, über Maßnahmen, die 
zum Schutze der Gesundheit und zur Verhütung 
von Unfällen oder dann zu treffen sind, wenn 
Anzeichen einer Vergiftung auftreten. - Bei 
den der Aufsicht der Allgemeinen Arbeitsinspek­
tion unterworfenen Betrieben müssen die Arbeit­
nehmer gemäß § 9 Abs. 1 des Arbeitnehmer­
schutzgesetzes vor der erstmaligen Aufnahme der 
Tätigkeit im Betrieb auf die in diesem bestehen­
den Gefahren für Leben und Gesundheit in dem 
für sie entsprechend ihrer Verwendung in Be­
tracht kommenden Umfang aufmerksam ge­
macht und über die zur Abwendung dieser 
Gefahren bestehenden oder anzuwendenden 
Schutzmaßnahmen in für sie verständlicher form 
unterwiesen werden. Nach Abs. 2 müssen vor der 
erstmaligen Heranziehung zu Arbeiten mit 
gefährlichen Arbeitsstoffen die Arbeitnehmer 
über die Arbeitsweise und ihr Verhalten sowie 
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über die bestehenden oder anzuwendenden 
Schutzmaßnahmen unterwiesen werden. Nach 
§ 34 Abs. 5 der Allgemeinen Dienstnehmer­
schutzverordnung dürfen gefährliche Arbeiten, 
die eine Berufskrankheit zur Folge haben kön­
nen, nur Personen übertragen werden, die über 
die damit verbundenen Gefahren belehrt wur­
den. Weiters sind nach § 37 Abs. 3 feuergefähr­
liche und giftige Stoffe, die zur Durchführung 
von Arbeiten benötigt werden, unter Hinweis 
auf die mit ihrem Gebrauch verbundenen Gefah­
ren auszugeben. Nach Abs. 6 ist bei Arbeiten ri:it 
giftigen oder gifthältigen Stoffen das Essen, Trin­
ken und Rauchen verboten. In Räume, in denen 
Arbeiten mit solchen Stoffen vorgenommen oder 
in denen solche Stoffe gelagert werden, dürfen 
Getränke sowie Eß- und Rauchwaren nicht ein­
gebracht werden. Die Arbeitgeber sind weIters 
nach § 107 Abs. 2 verpflichtet, die Arbeitnehmer 
vor der erstmaligen Verwendung zu Arbeiten 
mit gesundheitsschädlichen Stoffen über das bei 
Verrichtung solcher Arbeiten notwendige Ver­
halten sowie über die bestehenden Schutzmaß­
nahmen und deren Handhabung zu unterweisen. 
Die zuständige Behörde kann in besonderen Fäl­
len die Belehrung der Arbeitnehmer durch eL.'1en 
von ihr zu bestimmenden Arzt vorschreiben. 
Weiters wurden Merkblätter für Arbeiter in 
Spritzlackierereien und Spritz färbereien, für Ar­
beiter, die Spritz- und Anstricharbeiten in 
geschlossenen Räumen (Behälter, Tanks usw.) aus­
führen, für Arbeiter in Benzolfabriken, für Ar­
beiter in Tiefdruckereien und für Gummiarbeiter 
herausgegeben, in denen auch Anweisungen über 
die Maßnahmen enthalten sind, die zum Schutz 
dei Gesundheit und zur Verhütung von Unfäl­
len oder dann zu treffen sind, wenn Anzeichen 
einer Vergiftung auftreten. Auch vom Unfallver­
hütungsdienst der Allgemeinen Unfallversiche­
rungsanstalt wurde ein Merkblatt über Lösungs­
mittel herausgegeben. 

Für den Wirkungsbereich der Allgemeinen 
Arbeitsinspektion wird den Bestimmungen des 
Art. 1 3  voll entsprochen. 

Der Art. 14 verlangt in seiner lit. a die erfor­
derlichen Maßnahmen zur Durchführung der 
Bestimmungen des übereinkommens, in seiner 
lit. b die Bezeichnung der Personen, die für die 
Einhaltung der Bestimmungen des übereinkom­
mens zu sorgen haben und in seiner lit. c die 
Beauftragung geeigneter überwachungsdienste 
mit der überwachung der Durchführung der 
Bestimmungen des übereinkommens. - Den 
Forderungen nach lit. a wird zum größten Teil 
bereits auf Grund der hiefür in Betracht kom­
menden Rechtsvorschriften entsprochen. Für die 
der Allgemeinen Arbeitsinspektion unterworfe­
nen Betriebe ist die Forderung nach lit. b durch 
die Bestimmungen des § 74 der GewO erfüllt. 
Der Forderung nach lit. b entspricht ferner § 1 8  
Abs. 1 des Arbeitnehmerschutzgesetzes, wonach 

jeder Arbeitgeber verpflichtet ist, auf seine 
Kosten dafür zu sorgen, daß der Betrieb so ein­
gerichtet ist und so unterhalten sowie geführt 
wird, daß die notwendige Vorsorge für den 
Schutz des Lebens, der Gesundheit und der Sitt­
lichkeit der Arbeitnehmer gegeben ist. Diese 
Vorsorge umfaßt nach § 2 des genannten Geset­
zes alle Maßnahmen, die der Verhütung von 
beruflich bedingten Unfällen und Erkrankungen 
der Arbeitnehmer dienen oder sich sonst aus Jen 
durch die Berufsausübung bedingten hygieni­
schen Erfordernissen ergeben oder die durch 
Alter und Geschlecht der Aroeitnehmer gebote­
nen Rücksichten auf die Sittlichkeit betreffen. 
Dieser Vorsorge entsprechend müssen die Be­
triebe eingerichtet sein sowie unterhalten und ge­
führt werden. Zu lit. c wird bemerkt, daß diese 
Forderung durch die Bestimmungen des Arbeits­
inspektionsgesetzes 1956, BGBL Nr. 1 47, erfüllt 
Ist. 

Aus den obigen Ausführungen ergibt sich, 
daß die Forderungen des Art. 1 4  für den Wir­
kungsbereidl der Allgemeinen Arbeitsinspektion 
in Osterreich nicht voll erfüllt sind. 

Die Art. 15 bis 22 enthalten die feststehenaen 
Schlußartikel, wie sie in allen von der Internatio­
nalen Arbeitskonferenz angenommenen überein­
kommen enthalten sind. 

Die Empfehlung 

Abs. 1 der Empfehlung umschreibt den Gel­
tungsbereich der Urkunde in gleicher Weise wie 
Art. 1 des übereinkommens. Was den ebenfalls 
in diesem Absatz enthaltenen Vorschlag betrifft, 
den Benzolgehalt mittels der analytischen Metho­
den zu bestimmen, die von den zuständigen 
internationalen Organisationen empfohlen wer­
den, so wird ihm in Osterreich für die der Auf­
sicht der Allgemeinen Arbeitsinspektion unter­
stehenden Betriebe nachgekommen. - Der Ben­
zolgehalt benzolhaitiger Produkte wird in der 
Regel gaschromatographisch bestimmt. Auch der 
UnteraussdlUß für Betriebssicherheit und Arbeits­
hygiene (chemische Fragen) des Sozialausschusses 
im Europarat-Teilabkommen empfahl im Jah, e 
1970 den nationalen Behörden zur Bestimmung 
von Benzol in Lösungsmitteln die gaschromato­
graphische Methode oder eine andere Methode 
mit mindestens derselben Genauigkeit anzuwen­
den, um der Empfehlung AP(66)7 des Europa­
rat-Teilabkommens über die Verwendung von 
Benzol zu entsprechen. 

Der Abs. 2 empfiehlt, wenn dies zum Schutz 
der Gesundheit der Arbeitnehmer erforderlich 
ist, fortschreitend ein weiteres Senken des Ben­
zolgehaltes auch unter den Wert von 1 Volum­
prozent. Auch dieser Empfehlung wird in Oster­
reich im Wirkungsbereich der Allgemeinen 
Arbeitsinspektion Folge geleistet. - Gemäß § S 
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Abs. 2, dritter Satz, des Arbeitnehmerschutz­
gesetzes sind, soweit es die Art der Arbeiten 
zuläßt, nach Möglichkeit solche Stoffe zu ver­
wenden und solche Arbeitsverfahren anzuwen­
den, bei denen diese Einwirkungen nicht oder 
nur in einem geringeren Maße auftreten. Die 
Arbeitsinspektorate sind grundsätzlich bestrebt, 
bei den Herstellern von Produkten, die Benzol 
enthalten, fortschreitend und soweit als möglich 
eine Herabsetzung des Benzolgehaltes zu erwir­
ken, wenn dies zum Schutz der Gesundheit der 
Arbeitnehmer erforderlich ist. 

Abs. 3 der Empfehlung deckt sich mit den 
Bestimmungen des Art. 2 des übereinkommens. 
Die zu diesem Artikel gemachten Ausführungen 
gelten daher in gleicher Weise auch für den 
Abs. 3 der Empfehlung. 

Ebenso entspricht Abs. 4 dem Art. 4 des über­
einkommens. Auf die zu diesem Artikel gemach­
ten Ausführungen darf verwiesen werden. 

Abs. 5 schlägt vor, den Verkauf gewisser Er­
zeugnisse, die Benzol enthalten, in bestimmten 
Fällen zu verbieten. - Für den Wirkungsbereich 
der Allgemeinen Arbeitsinspektion kann, wenn 
e, der Schutz des Lebens und der Gesundheit der 
Arbeitnehmer erfordert, gemäß § 6 Abs. 2, letz­
ter Satz, des Arbeitnehmerschutzgesetzes die Ver­
wendung bestimmter Arbeitsstoffe oder die 
Anwendung bestimmter Arbeitsverfahren unter­
sagt werden, sofern der Arbeitserfolg auch mit 
anderen Arbeitsstoffen oder nach anderen Ar­
beitsverfahren mit einem angemessenen Auf­
wand erreicht werden kann. Derzeit bestehen 
keine gesetzlichen Vorschriften, nach denen der 
Verkauf industrieller Erzeugnisse, die Benzol 
enthalten, wie Farben, Lacke, Kitte, Leime, Kleb­
stoffe, Druckfarben und verschiedene Lösungen, 
verboten werden kann. 

Abs. 6 Unterabsatz 1 entspricht dem Art. 5 
des übereinkommens. Die Ausführungen zu die­
sem Artikel gelten in gleicher Weise. 

Abs. 6 Unterabsatz 2 empfiehlt arbeitshy"ie­
nische und technische Vorbeugungsmaßnah�en 
auch für jene Fälle, wo die Arbeitnehmer Pro­
dukten ausgesetzt sind, deren Benzolgehalt unter 
1 Volumprozent liegen. - Auch dieser Empfeh­
lung ist in Osterreich für den Wirkungsb�reich 
der Allge�ei.nen Arbeitsinspektion Rechnung ge­
tragen. DIe In den Ausführungen zu Art. 5 J�s 
übereinkommens angeführten Bestimmungen 
enthalten nämlich keine Bestimmungen über den 
Benzolgehalt der Produkte. 

Der Abs. 7 der Empfehlung entspricht zum 
Großteil dem Art. 5 des übereinkommens. Die 
Ausführungen zu diesem Artikel gelten in glei­
cher Weise. 

Ebenfalls entsprechen Abs. 8 Unterabsätze 1 

und 2 der Empfehlung dem Art. 7 des überein-

kommens und es wird auf die zu diesem Artikel 
gemachten Bemerkungen verwiesen. 

Abs. 8 Unterabsatz 3 regt Maßnahmen an, 
daß Abfälle, die flüssiges Benzol enthalten oder 
Benzoldämpfe entwickeln, keine Gefahr für die 
Gesundheit der Arbeitnehmer darstellen. - Nach 
§ 8 Abs. 6 der Allgemeinen Dienstnehmerschutz­
verordnung ist durch entsprechende Einrichtun­
gen Vorsorge zu treffen, daß gesundheitsschäd­
liche oder brennbare Dämpfe oder solche Gase 
aus Kanälen oder Ableitungen nicht in die Be­
triebsräume gelangen können. Nach § 37 Abs. 3 
dieser Verordnung sind verschüttete feuergefähr­
liche oder giftige Stoffe sofort unter Beachtung 
der nötigen Vorsichtsmaßnahmen zu beseitigen. 
Weiters sind nach § 59 Abs. 1 vor allem die 
Betriebsräumlichkeiten reinzuhalten, insbeson­
dere dann, wenn durch den Arbeitsprozeß eine 
erhöhte Verschrnutzung erfolgt oder giftige 
Stoffe erzeugt, behandelt, verwendet oder gela­
gert werden. Es kann demnach dieser Umer­
absatz für die der Aufsicht der Allgemeinen 
Arbeitsinspektion unterstehenden Betriebe als 
erfüllt angesehen werden. 

Der Abs. 9 der Empfehlung entspricht dem 
Art. 8 des übereinkommens. Die Ausführungen 
zu diesem Artikel gelten in gleicher Weise. 

Abs. 10 empfiehlt eine zweckentsprechende 
Arbeitskleidung für Arbeitnehmer, die Benzol 
oder benzolhaitigen Produkten ausgesetzt sind. 
- Für den Wirkungsbereich der Allgemeinen 
Arbeitsinspektion erscheint dieser Absatz erfüllt. 
Arbeitnehmer, die mit giftigen Stoffen hantiel"<!n, 
sind nach § 44 Abs. 2 der Allgemeinen Dienst­
nehmerschutzverordnung mit geeigneten Schutz­
mitteln auszurüsten. Nach Abs. 5 ist den Arbeit­
nehmern bei Arbeiten mit Stoffen, die eine 
beträchtliche Verunreinigung verursachen, wie 
beim Färben mittels Spritzverfahren, Schutz­
kleidung beizustellen ; hiefür hat der Arbeit­
geber zu sorgen. Weiters wird im § 45 Abs. 2 
verlangt, daß bei der Auswahl der Arbeitsklei­
dung und deren Machart die Gefahren in Be­
tracht zu ziehen sind, denen die Träger ausge­
setzt sein können. Die Arbeitskleidung muß YOin 

Arbeitgeber nicht beigestellt werden. 

Abs. 1 1  empfiehlt ein Verbot, Benzol oder 
benzolhaltige Produkte zur Reinigung der Hände 
oder der Arbeitskleidung zu benutzen. - Ein 
solches gesetzliches Verbot besteht in Osterreich 
nicht. Es ist daher dieser Absatz in Osterreich 
nich t erfüllt. 

Abs. 1 2  regt an, Nahrungsmittel nicht in 
Räume zu bringen oder dort zu verzehren, in 
denen Benzol oder benzolhaltige Produkte her­
gestellt werden. Auch das Rauchen sollte in die­
sen Räumen verboten sein. - Diesen Anregun­
gen wird in Osterreich für den Wirkungsbereich 
der Allgemeinen Arbeitsinspektion entsprochen. 
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Es wird diesbezüglich auf die in den Bemerkun- I me bereits in Betrieben vorhanden sein, in denen 
gen zu Art. 1 3  angeführten Bestimmungen des regelmäßig mehr als zwölf Arbeitnehmer besdtäf­
§ 37 Abs. 6 der Allgemeinen Dienstnehmer- tigt werden. 
schutzverordnung verwiesen. Gemäß Abs. 14 Unterabsatz 1 sollte dem 

Abs. 13 der Empfehlung empfiehlt für Be- Arbeitgeber die Bereitstellung, Reinigung \md 
triebe, in denen Benzol oder benzolhaltige Pro- ordnungsmäßige Instandhaltung der persön­
dukte hergestellt, gehandhabt oder verwendet lichen Sdtutzmittel und der Arbeitskleidung 
werden, die Einrichtung und Instandhaltung obliegen. - Diese Empfehlung ist für den Wir­
zweckentsprechender Waschanlagen, die Bereit- kungsbereich der Allgemeinen Arbeitsinspektion 
stellung geeigneter Räume oder Einrichtungen erfüllt. Die Bereitstellung, Reinigung und ord­
zur Einnahme von Mahlzeiten sowie die Zur- nungsgemäße Instandhaltung der persönlichen 
verfügungsteIlung von Umkleideräumen oder Schutzmittel nadt Abs.9 sowie der in den Bemer­
anderer geeigneter Einrid1tungen, in denen die kungen zu Abs. 1 0  erwähnten Schutzkleidung 
Arbeitskleidung getrennt von der Straßenklci- obliegt nach den Bestimmungen der §§ 1 07 
dung der Arbeitnehmer aufbewahrt werden Abs. 1, 59 Abs. 1 und 58  Abs. 1 der Allgemeinen 
kann. - Für die der Aufsicht der Allgemeinen Dinenstnehmerschutzverordnung dem Arbeit­
Arbeitsinspektion unterworfenen Betriebe sind geber. 
die Empfehlungen des Abs. 1 3  in Osterreidl Abs. 14 Unterabsatz 2 regt an, die beteiligten 
erfüllt. Nad1 den Bestimmungen des § 53 Abs. 1 Arbeitnehmer zu verpflichten, die persönlichen 
der Allgemeinen Dienstnehmerschutzverordnur.g Schutzmittel und die Arbeitskleidung zu benutzen 
is� in jedem Betrieb Vorsorge zu treffen, d2ß und mit Sorgfalt zu behandeln. - Auch diese 
einwandfreies Wasdtwasser zur Verfügung stzht. Anregung ist für den Wirkungsbereich der All­
Für je fünf Arbeitnehmer, die gleidneitig ihre gemeinen Arbeitsinspektion erfüllt. Die Arbeit­
Arbeit beenden, muß ein Waschplatz vorhanden nehmer sind nach § 1 08 Abs. 1 der Allgemeinen 
sein. Sind Arbeitnehmer bei ihrer Arbeit de;- Dienstnehmerschutzverordnung verpflichtet, alle 
Einwirkung giftiger Stoffe ausgesetzt, so sind Einrichtungen, die zum Schutze ihres Lebens und 
nach Abs. 2 zur Reinigung warmes Wasser, Seife, ihrer Gesundheit eingerichtet oder beigesteIlt 
Handbürsten und Handtücher zur Verfügung werden, zweckentsprechend zu benützen und 
zu stellen. Die Waschgelegenheiten sind nach § 58 pfleglich zu behandeln. 
Abs. 1 in gutem Zustand zu erhalten. In Betrie-

I D Ab 1 5  d E f hl 'ch d ben, in deren ständigen Betriebsstätten in der 
er s. �r mp e un� entsp�� t em 

R I h I 20 A b· h b ch'''' 
Art. 9 des überemkommens. DIe Ausfuhrungen 

ege me r a s r eltne mer es attlgt 
d' 

. . 
I

' . 
d 

. 
ch § 56 Ab 1 d All 

. zu lesern Artikel gelten m g eIcher Welse. 
wer en, Ist na s. er gememen 
Dienstnehmersdtutzverordnung zum Aufent­
halt in den Arbeitspausen und zum Einnehmen 
der Mahlzeiten ein eigener Raum zur Verfügung 
zu stellen. Für Betriebe, in denen gesundheits­
gefährliche Arbeiten verrichtet werden, kann 
von der zuständigen Behörde die Beistellung 
eines solchen Raumes auch dann verlangt wer­
den, wenn in der Regel weniger als 20 Arbeit­
nehmer beschäftigt werden. Nach § 15 Abs. 1 
des Arbeitnehmerschutzgesetzes ist dieser Raum 
bereits in Betrieben, in denen regelmäßig mehr 
als zwölf Arbeitnehmer tätig sind, zur Verfü­
gung zu stellen. Werden Arbeiten ausgeführt, 
bei denen die Arbeits- oder Schutzkleidung der 
Berührung mit giftigen Stoffen ausgesetzt ist, w 

sind nach § 55 Abs. 3 der Allgemeinen Dienst­
nehmerschutzverordnung die Straßenkleider 
getrennt von den Arbeits- und Schutzkleidern zu 
verwahren. Jedem Arbeitnehmer ist zur Aufbe­
wahrung seiner Straßen-, Arbeits- und Schutz­
kleidung nach Abs. 1 ein ausreidtend großer luf· 
tiger und versperrbarer Kasten zur Verfügung 
zu stellen. Diese Kasten sind nach Abs. 2 tun­
lichst in besonderen Umkleideräumen aufzustel­
len; in Betrieben, die regelmäßig mehr als 20 
Arbeitnehmer beschäftigen, sind Umkleideräume 
(Abteile) anzulegen. Nach § 1 4  Abs. 5 Jes 
Arbeitnehmerschutzgesetzes müssen solche Räu-

Abs. 16 schlägt vor, daß den beteiligten Arbeit­
nehmern anläßlich der ärztlichen Untersuchun­
gen schriftliche Anweisungen für die zum Schutz 
vor Gefährdung durch Benzol zu treffenden Maß­
nahmen erteilt werden sollen. - Diese Anregung 
ist in Osterreich nicht erfüllt. Es bestehen der­
zeit keine Vorschriften, daß anläßlich der ärzt­
lid1en Untersuchungen den beteiligten Arbeit­
nehmern schriftliche Anweisungen für die zum 
Schutz vor Gefährdung durch Benzol zu treffen­
den Maßnahmen erteilt werden. adt § 107 
Abs. 2 der Allgemeinen Dienstnehmerschutzver­
ordnung kann die zuständige Behörde in beson­
deren Fällen die Belehrung der Dienstnehmer 
durd1 einen von ihr zu bestimmenden Arzt vor­
schreiben. Im übrigen wird auf die in den Aus­
führungen zu Art. 13 angeführten Merkblätter 
Bezug genommen. 

Abs. 17 der Empfehlung entspricht dem Art. 10  
Abs. 1 des übereinkommens. Die Ausführungen 
zu diesem Artikel gelten in gleicher Weise. 

Abs. 1 8  empfiehlt die Vornahme der vorge­
sehenen ärztlichen Untersuchungen kostenlos und 
während der Arbeitszeit. - Diese Vorsdtläge 
sind in österreidt nicht voll erfüllt. Die Kosten 
sind zwar im Wirkungsbereich der Allgemeinen 
Arbeitsinspektion nach § 7 der Benzolverord-
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nung vom Betriebsinhaber zu tragen, so daß den 
Arbeitnehmern hieraus keine Kosten erwachsen. 
Was jedoch die Ansetzung der ärztlichen Unter­
suchungen während der Arbeitszeit betrifft, so 
bestehen diesbezüglich keine gesetzlichen Vor­
schriften. In der Regel werden sie jedoch während 
der Arbeitszeit vorgenommen, jedenfalls aber 
dann wenn die Untersuchung von einem Be­
triebsarzt durchgeführt wird. 

Die Abs. 1 9  und 20 der Empfehlung entspre­
chen dem Art. 1 1  des übereinkommens. Die Aus­
führungen zu diesem Artikel gelten in gleicher 
Weise. 

Der Abs. 21 Unterabsatz 1 der Empfehlung 
entspricht dem Art. 12 des übereinkommens. 
Die Ausführungen zu diesem Artikel gelten in 
gleicher Weise. 

Abs. 21 Unterabsatz 2 empfiehlt, daß in Ver­
bindung mit der Gefahrenkennzeichnung auch 
der Prozentsatz des in dem betreffenden Pro­
dukt enthaltenen Benzols angegeben werden 
soll .  - Dieser Anregung wird in 'Österreich 
nicht entsprochen. Es bestehen nämlich keine 
Vorschriften, wonach der Prozentsatz des in dem 
betreffenden Produkt enthaltenen Benzols anzu­
geben ist. 

Abs. 21 Unterabsatz 3 regt an, daß die ver­
wendeten Gefahrensymbole international auch 
anerkannt sein sollten. - Für den Wirkungs­
bereich der Allgemeinen Arbeitsinspektion ist 
diese Empfehlung verwirklicht, da der in der Be­
merkung zu Art. 12 des übereinkommens ange­
führte Totenkopfaufdruck, mit dem Behältnisse 
für Benzol nach der Giftverordnung zu versehen 
sind, ein international anerkanntes Gefahrensym­
bol ist. 

Abs. 22 empfiehlt die Aufbewahrung von Ben­
zol und benzolhaitigen Produkten nur in sol­
chen Behältern, die aus geeignetem Material von 
angemes ener Stärke bestehen und so konstruiert 
und gefertigt sind, daß jedes Undichtwerden und 
jedes ungewollte Entweichen von Dämpfen ver-
1,ütet wird. - Diese Anregung ist in Osterreich 
nur zum Teil verwirklicht. Für den Wirkungs­
bereich der Allgemeinen Arbeitsinspektion ent­
hält § 29 Abs. 1 der Giftverordnung lediglich 
eine Bestimmung, wonach Benzol nur in gut ver­
schließbaren, jede Verschüttung hintanhaltenden 
Gefäßen und Behältnissen oder sonstigen dauer­
haften Umhüllungen abgegeben werden darf. 
Vorschriften über Behälter für benzolhaltige 
Produkte bestehen nicht, jedoch werden diese in  
der Regel in  den Bestimmungen dieses Absatzes 
entsprechenden Behältern abgegeben. 

Der Abs. 23 der Empfehlung entspricht dem 
Art. 13 des übereinkommens. Die Ausführungen 
zu diesem Artikel gelten in gleicher Weise. 

Abs. 24 empfiehlt für Räume, in denen Benzol 
oder benzolhaltige Produkte verwendet werden, 

Anschläge mIt Hinweisen auf die bestehenden 
Gefahren, die zu treffenden Vorbeugungsmaß­
nahmen, die zu verwendenden Schutzvorrichtun­
gen und die in Fällen akuter Benzolvergiftung 
zu treffenden Maßnahmen der Ersten Hilfe. -
Diese Anregungen der Empfehlung sind in Oster­
rei, was den Wirkungsbereich der Allgemeinen 
Arbeitsinspektion betrifft, verwirklicht. Hinsicht­
lich der zu treffenden Vorbeugungsmaßnahmen 
wird auf § 37 Abs. 6 der Allgemeinen Dienst­
nehmerschutzverordnung verwiesen, wonach 
durch deutlich sichtbare Anschläge hinzuweisen 
ist, daß bei Arbeiten mit giftigen oder gift­
hältigen Stoffen das Essen, Trinken und Rauchen 
verboten ist sowie in Räume, in denen Arbeiten 
mit solchen Stoffen vorgenommen oder in denen 
solche Stoffe gelagert werden, Getränke sowie 
Eß- und Rauchwaren nicht eingebracht werden 
dürfen. Der Anschlag der in den Ausführungen 
zu Art. 13 angeführten Merkblätter, die auch 
Hinweise im Sinne der lit. a bis d enthalten, 
kann auf Antrag des Arbeitsinspektorates von 
der Behörde bescheidmäßig vorgeschrieben wer­
den. 

Der Abs. 25 der Empfehlung entspricht dem 
Art. 14 des übereinkommens. Die Ausführungen 
zu diesem Artikel gelten in gleicher Weise. 

Abs. 26 empfiehlt die Förderung der Erfor­
schung von unschädlichen oder weniger gesund­
heitsschädlichen Austauschprodukten für Ben­
zol. - Diesem Vorschlag wird in Osterreich 
Rechnung getragen. Durch die für Forschungs­
arbeiten auf arbeitshygienischem Gebiet zur Ver­
fügung stehenden Förderungsmittel können auch 
Untersuchungen im Sinne dieses Absatzes geför­
dert werden. 

Abs. 27 schließlidl regt Statistiken über ärztlich 
festgestellte Fälle von Benzolvergiftung und deren 
jährliche Veröffentlichung an. - Auch diesem 
Vorschlag der Empfehlung wird für den Wir­
kungsbereich der Allgemeinen Arbeitsinspektion 
Rechnung getragen. In den Berichten über die 
Amtstätigkeit der Arbeitsinspektorate, die jähr­
lich dem Nationalrat vorzulegen sind, ist auch 
eine Statistik über entschädigungspflichtige Be­
rufserkrankungen im Sinne der sozialversiche­
rungsrechtlichen Vorschriften enthalten; zu diesen 
Berufskrankheiten gehören- auch Erkrankungen 
durch Benzol. Im Zusammenhang mit der gesetz­
lichen Neuregelung des Arbeitnehmerschutzes ist 
auch beabsichtigt, jene medizinischen Daten von 
Belang, die sich aus der Untersuchung von Dienst­
nehmern ergeben, die bei ihrer beruflichen Tätig­
keit die Gesundheit schädigenden Einwirkungen 
ausgesetzt sind, einer statistischen Auswertung 
zuzuführen. 

Die Bundesregierung hat in der Sitzung des 
Ministerrates vom 10. Jänner 1973 beschlossen, 
den Bericht über das übereinkommen (Nr. 1 36) 
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über den Schutz vor den durch Benzol verur­
sachten Vergiftungsgefahren und der Empfehlung 
(Nr. 144) betreffend denselben Gegenstand zur 
Kenntnis zu nehmen, die beteiligten Bundesmini­
ster einzuladen, bei künftigen Maßnahmen auf 
dem gegenständlichen Rechtsgebiet die Bestim­
mungen der vorliegenden Instrumente zu berück­
sichtigen und den angeschlossenen Bericht dem 
Nationalrat zur Kenntnisnahme vorzulegen. 

Die Bundesregierung stellt daher den 

A n  t r a g, 

der Nationalrat wolle den . Bericht über das 
übereinkommen (Nr. 1 36) über den Schutz vor 
den durch Benzol verursachten Vergiftungsgefah­
ren und die Empfehlung (Nr. 144) betreffend 
den Schutz vor den durch Benzol verursachten 
Vergiftungsgefahren zur Kenntnis nehmen. 

INTERNA TIONALE ARBEITSKONFERENZ 

Übereinkommen 1 36 

ÜBEREINKOMMEN ÜBER DEN SCHUTZ VOR DEN DURCH BENZOL VERURSACHTEN 
VERGIFTUNGSGEFAHREN 

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

'die von dem Verwaltungsrat des Internationa­
len Arbeitsamtes nach Genf einberufen 
wurde und am 2. Juni 1971  zu ihrer sechs­
undfünfzigsten Tagung zusammengetreten 
ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzuneh­
men betreffend den 'Schutz vor Gefährdung 
durch Benzol, eine Frage, die den sechsten 
Gegenstand ihrer Tagesordnung 'bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form 
eines internationalen übereinkommens er­
halten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 23. Juni 1 971 ,  
das folgende übereinkommen an, das als über­
einkommen über Benzol, 1971 ,  bezeichnet wird. 

Artikel 1 

Dieses übereinkommen gilt für alle Tätigkei­
ten, bei denen Arbeitnehmer 

a) dem aromatischen Kohlenwasserstoff Benzol 
(CoH6), im folgenden als "Benzol" bezeidl­
net, 

b) Produkten, deren Benzolgehalt 1 Volum­
prozent übersmreitet, im folgenden als 
"benzollialtige Produkte" bezeimnet, 

ausgesetzt sind. 

Artikel 2 

'1 .  In allen Fällen, in denen unschädliche oder 
weniger gesundheitssmädliche Austauschprodukte 
zur Verfügung stehen, sind sie anstelle von Ben­
zol oder benzolhaitigen Pro'dukten zu verwen­
den. 

2 .  Absatz 1 dieses Artikels gilt nicht für 

a) die Herstellung von Benzol ; 

b) die Verwendung von Benzol für chemische 
Synthesen ; 

c) die Verwendung von Benzol in Motortreib­
stoffen; 

d) Analysen oder Forschungsarbeiten in Labo­
ratorien. 

Artikel 3 

1 .  Die zuständige Stelle in jedem Land kann 
unter den Bedingungen und innerhalb der Zeit­
grenzen, die nach Anhörung der maßgebenden 
beteiligten Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver­
bände, soweit solche bestehen, zu bestimmen sind, 
zeitweilige Abweichungen von dem in Artikel 1 
Buchstabe b) festgelegten Prozentsatz un'd von 
den Bestimmungen von Artikel 2 Absatz 1 dieses 
übereinkommens zulassen. 

2. In diesem Fall hat das betreffende Mitglied 
in seinen nach Artikel 22 der Verfassung der In­
ternationalen Arbeitsorganisation vorzulegenden 
Berichten über die Durchführung des überein­
kommens den Stand seiner Gesetzgebung und 
Praxis 'betreffend diese Ausnahmen und die im 
Hinblick auf die vollständige Durdlführung der 
Bestimmungen des übereinkommens verwirklich­
ten Fortschritte anzugeben. 

3. Nadl Ablauf von drei Jahren nadl dem erst­
maligen Inkrafttreten dieses übereinkommens hat 
der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits­
amtes der Konferenz einen besonderen Bericht 
über die Durchführung der Absätze 1 und 2 die­
ses Artikels vorzulegen und darin die Vorsdlläge 
zu unterbreiten, die er im Hinblick auf entspre­
chende Maßnahmen für angebracht eradltet. 

Artikel 4 

1 .  Die Verwendung von Benzol und benzol­
haitigen Produkten bei bestimmten von der 
innerstaatlimen Gesetzgebung festgelegten Arbei­
ten ist zu verbieten. 
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2. Dieses Verbot hat sich mindestens auf die 
Verwendung von Benzol und benzolhaitigen Pro­
dukten als Löse- oder Verdünnungsmittel zu er­
strecken, außer wenn der betreffende Arbeitsvor­
gang in einem geschlossenen Apparat ausgeführt 
wird oder andere ebenso sichere Arbeitsmethoden 
angewendet werden. 

Artikel 5 

Arbeitshygienische und technische Vorbeu­
gungsmaßnahmen sirid zu treffen, um einen wirk­
samen Schutz der Arbeitnehmer sicherzustellen, 
die Benzol oder benzolhaitigen Produkten ausge­
setzt sind. 

Artikel 6 

1 .  In Räumen, in denen Benzol oder ben­
zolhaltige Produkte hergestellt, gehandhabt oder 
verwendet werden, sind alle notwendigen Maß­
nahmen zu treffen, um das Entweichen von Ben­
zoldämpfen in die Raumluft 'der Arbeitsstätten 
zu verhüten. 

2. Sind Arbeitnehmer Benzol oder benzolhaIti­
gen Produkten ausgesetzt, so hat der Arbeitgeber 
dafür zu sorgen, daß die Benzolkonzentration in 
der Raumluft der Arbeitsstätten ein Maximum 
nicht überschreitet, das von der zuständigen Stelle 
so festzusetzen ist, daß der Höchstwert von 
25 Teilen pro Million (80 mg/mS) nicht über­
schritten wird. 

3. Die zuständige Stelle hat Richtlinien darüber 
zu erlassen, wie bei der Messung 'der Benzolkon­
zentration in der Raumluft der Arbeitsstätten 
vorzugehen ist. 

Artikel 7 

1 .  Arbeiten, bei denen Benzol oder benzol­
haltige Produkte verwendet werden, sind, soweit 
durchführbar, in geschlossenen Apparaten auszu­
führen. 

2.  Ist die Verwendung geschlossener Apparate 
nicht möglich, so sind die Arbeitsstätten, in denen 
Benzol oder benzolhaltige Produkte verwendet 
werden, mit wirksamen Vorrichtungen auszustat­
ten, durch 'die die Beseitigung der Benzoldämpfe 
in dem für den Schutz der Gesundheit der Ar­
beitnehmer erforderlichen Maße sichergestellt 
wird. 

ArtiL:1 8 

1 .  Arbeitnehmern, deren Haut mit flüssigem 
Benzol oder mit flüssigen benzolhaitigen Produk­
ten in Berührung kommen könnte, sind zweck­
entsprechende persönliche Schutzmittel gegen die 
Gefahr der Resorption von Benzol durch die 
Haut zur Verfügung zu stellen. 

Arbeitsstätten ausgesetzt sein könnten, die das in 
Artikel 6 Absatz 2 dieses übereinkommens ange­
gebene Maximum überschreiten, sin'd zweckent­
sprechende persönliche Schutzmittel gegen die Ge­
fahr des Einatmens von Benzoldämpfen zur Ver­
fügung zu stellen. Die Einwirkungsdauer ist so­
weit als möglich zu begrenzen. 

Artikel 9 

1 .Arbeitnehmer, die bei Arbeiten beschäftigt 
werden sollen, bei denen sie Benzol oder benzol­
haitigen Produkten ausgesetzt sind, haben sich 
den folgenden Untersuchungen zu unterziehen : 

a) vor Aufnahme der Beschäftigung einer 
gründlichen ärztlichen Eignungsunter­
suchung einschließlich emer Blutunter­
suchung; 

b) regelmäßigen Wiederholungsuntersuchungen 
einschließlich biologischer Untersuchungen 
mit einer Blutuntersuchung in von der 
innerstaatlichen Gesetzgebung festgesetzten 
Zeitabständen. 

2. Die zuständige Stelle in jedem Land kann 
nach Anhörung der maßgebenden beteiligten Ar­
beitgeber- und Arbeitnehmerverbände, soweit 
solche bestehen, Ausnahmen von der in Absatz 1 
dieses Artikels vorgesehenen Verpflichtung für 
bestimmte Gruppen von Arbeitnehmern zulassen. 

Artikel 1 0  

1 .  Die i n  Artikel 9 Absatz 1 dieses überein­
kommens vorgesehenen ärztlichen Untersuchun­
gen sind 

a) unter der Verantwortung eines sachkundi­
gen, von der zuständigen Stelle anerkannten 
Arztes durchzuführen, gegebenenfalls mit 
Hilfe eines fachlich geeigneten Laborato­
rIums ; 

b) in geeigneter Weise zu bescheinigen. 

2.  Diese ärztlichen Untersuchungen dürfen den 
Arbeitnehmern keine Kosten verursachen. 

Artikel 1 1  

1 .  Frauen, deren 'Schwangerschaft ärztlich be­
sd1einigt ist, und stillende Mütter dürfen nicht 
bei Arbeiten beschäftigt werden, bei denen sie 
Benzol oder benzolhaitigen Produkten ausgesetzt 
sind. 

2.  Jugendliche unter 18 Jahren dürfen nicht bei 
Arbeiten beschäftigt werden, bei denen sie Benzol 
oder benzolhaitigen Produkten ausgesetzt sind. 
Dieses Verbot braucht sich jedoch nicht auf Ju­
gendliche zu erstecken, die einen Unterricht oder 

2 .  Arbeitnehmern, die aus besonderen Grün- eine Ausbildung erhalten und unter angern esse­
den Benzolkonzentrationen in der Raumluft der I ner fachlicher und ärztlicher Aufsicht stehen. 
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Artikel 12  

Die Aufschrift "Benzol" und die erforderlichen 
Gefahrensymbole müssen auf jedem Behälter, der 
Benzol oder benzolhaltige Produkte enthält, 
deutlich sichtbar sein. 

Artikel 1 3  

Jedes Mitglied hat durch zweckentsprechende 
Maßnahmen dafür zu sorgen, daß jeder Arbeit­
nehmer, der Benzol oder benzolhaitigen Produk­
ten ausgesetzt ist, geeignete Anweisungen über die 
Maßnahmen erhält, die zum Schutz der Gesund­
heit und zur Verhütung von Unfällen oder dann 
zu treffen sind, wenn Anzeichen einer Vergiftung 
auftreten. 

Artikel 14  

Jedes Mitglied, das dieses übereinkommen rati­
fiziert, 

a) hat im Wege der Gesetzgebung oder mittels 
anderer, den innerstaatlichen Gepflogenhei­
ten und Verhältnissen entsprechender Me­
thoden die zur Durchführung der Bestim­
mungen 'dieses übereinkommens erforder­
lichen Maßnahmen zu treffen ; 

b) hat entsprechend seinen innerstaatlichen Ge­
pflogenheiten die Person oder die Personen 
zu bezeichnen, die für die Einhaltung der 
Bestimmungen dieses übereinkommens zu 
sorgen haben; 

c) verpflichtet sich, geeignete Aufsichtsdienste 
mit der überwachung der Durchführung 
der Bestimmungen dieses übereinkommens 
zu beauftragen oder sich zu vergewissern, 
daß eine angemessene Aufsicht ausgeübt 
wird. 

Artikel 1 5  

Die förmlichen Ratifikationen dieses überein­
kommens sind dem Generaldirektor des Inter­
nationalen Arbeitsamtes zur Eintragung mitzu­
teilen. 

Artikel 1 6  

1 .  Dieses übereinkommen bindet nur diejeni­
gen Mitglieder der Internationalen Arbeitsorgani­
sation, deren Ratifikation durch den General­
direktor eingetragen ist. 

2. Es tritt in Kraft zwölf Monate nachdem die 
Ratifikationen zweier Mitglieder durch den Ge­
neraldirektor eingetragen worden sind. 

3. In der Folge tritt dieses übereinkommen für 
jedes Mitglied zwölf Monate nach der Eintragung 
seiner Ratifikation in Kraft. 

Artikel 17 

1 .  Jedes Mitglied, das dieses übereinkommen 
ratifiziert hat, kann es nach Ablauf von zehn 

Jahren, gerechnet von dem Tag, an dem es zum 
ersten Mal in Kraft getreten ist, durch Anzeige an 
den Generaldirektor des Internationalen Arbeits­
amtes kündigen. Die Kündigung wird von diesem 
eingetragen. Ihre Wirkung tritt erst ein Jahr nach 
der Eintragung ein. 

2. Jedes Mitglied, das dieses übereinkommen 
ratifiziert hat und innerhalb eines Jahres nach 
Ablauf des im vorigen Absatz genannten Zeit­
raumes von zehn Jahren von dem in diesem 
Artikel vorgesehenen Kündigungsrecht keinen 
Gebrauch macht, bleibt für einen weiteren Zeit­
raum von zehn Jahren gebunden. In der Folge 
kann es dieses übereinkommen jeweils nach Ab­
lauf eines Zeitraumes von zehn Jahren nach 
Maßgabe dieses Artikels kündigen. 

Artikel 1 8  

1 .  Der Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes gibt allen Mitgliedern der Inter­
nationalen Arbeitsorganisation Kenntnis vor 
der Eintragung aller Ratifikationen und Kün­
digungen, die ihm von den Mitgliedern der 
Organisation mitgeteilt werden. 

2. Der Generaldirektor wird die Mitglieder 
der Organisation, wenn er ihnen von der Ein­
tragung der zweiten Ratifikation, die ihm mit­
geteilt wird, Kenntnis gibt, auf den Zeitpunkt 
aufmerksam machen, in dem dieses überein­
kommen in Kraft tritt. 

Artikel 1 9  

Der Generaldirektor des Internationalen Ar­
beitsamtes übermittelt dem Generalsekretär der 
Vereinten Nationen zwecks Eintragung nach 
Artikel 1 02 der Charta der Vereinten Nationen 
vollständige Auskünfte über alle von ihm nach 
Maßgabe der vorausgehenden Artikel eingetra­
genen Ratifikationen und Kündigungen. 

Artikel 20 

Der Verwaltungsrat des Internationalen Ar­
beitamtes hat, so oft er es für nötig erachtet, der 
Allgemeinen Konferenz einen Bericht über die 
Durdlführung dieses übereinkommens zu erstat­
ten und zu prüfen, ob die Frage seiner gänzlichen 
oder teilweisen Abänderung auf die Tagesord­
nung der Konferenz gesetzt werden soll. 

Artikel 21 

1 .  Nimmt die Konferenz ein neues überein­
kommen an, welches das vorliegende überein­
kommen ganz oder teilweise abändert, und sieht 
das neue übereinkommen nichts anderes vor, so 
gelten folgende Bestimmungen : 

a) Die Ratitfikation des neugefaßten über­
einkommens durch ein Mitglied schließt 
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ohne weiteres die sofortige Kündigung des 
vorliegenden übereinkommens in sich 
ohne Rücksicht auf Artikel 1 7, vorausge­
setzt, daß das neugefaßte übereinkommen 
in Kraft getreten ist. 

b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des neu­
gefaßten übereinkommens an kann das 
vorliegende übereinkommen von den Mit­
gliedern nicht mehr ratifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vorliegende überein­
kommen nach Form und Inhalt jedenfalls in 
Kraft für die Mitglieder, die dieses, aber nicht 
das neugefaßte übereinkommen ratifiziert haben. 

Artikel 22 

Der französische und der englische Wortlaut 
dieses übereinkommens sind in gleicher Weise 
maßgebend. 

INTERNA TIONALE ARBEITSKONFERENZ 

Empfehlung 144  

EMPFEHLUNG BETREFFEND DEN SCHUTZ VOR DEN DURCH BENZOL VERURSACH­
TEN VERGIFTUNGSGEFAHREN 

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen 
Arbeitsamtes nach Genf einberufen wurde 
und am 2. Juni 1 971 zu ihrer sechsund­
fünfzigsten Tagung zusammengetreten ist, 

hat das übereinkommen über Benzol, 1 971 ,  
angenommen, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzu­
nehmen betreffend den Schutz vor Gefähr­
dung durch Benzol, eine Frage, die den 
sechsten Gegenstand ihrer Tagesordnung 
bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form 
einer Empfehlung erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 23. Juni 1971 ,  
die folgende Empfehlung an, die als Empfehlung 
betreffend Benzol, 1 97 1 ,  bezeichnet wird. 

I. GELTUNGSBEREICH 

1 .  Diese Empfehlung gilt für alle Tätigkeiten, 
bei denen Arbeitnehmer 

a) dem aromatischen Kohlenwasserstoff Ben­
zol (C6H6), im folgenden als "Benzol" 
bezeichnet, ausgesetzt sind; 

b) Produkten, deren Benzolgehalt 1 Volum­
prozent überschreitet, im folgenden als 
"benzolhaltige Produkte" bezeichnet, aus­
gesetzt sind; der Benzolgehalt sollte mittels 
der analytischen Methoden bestimmt wer­
den, die von den zuständigen internatio­
nalen Organisationen empfohlen werden. 

2. Unbeschadet der Bestimmungen von Ab­
satz 1 dieser Empfehlung sollte der Benzolgehalt 
von Podukten, die durch Buchstabe b) des 
genannten Absatzes nicht erfaßt sind, fort­
schreitend soweit als möglich herabgesetzt wer­
den, wenn dies zum Schutz der Gesundheit der 
Arbeitnehmer erforderlich ist. 

H. EINSCHRl\NKUNGEN DER 
VER WENDUNG VON BENZOL 

3. ( 1 )  In allen Fällen, in denen unschädliche 
oder weniger gesundheitsschädliche Austausch­
produkte zur Verfügung stehen, sollten sie 
anstelle von Benzol oder benzolhaItigen Pro­
dukten verwendet werden. 

(2) Unterabsatz ( 1 )  dieses Absatzes gilt nicht 
für 

a) die Herstellung von Benzol ;  

b) die Verwendung von Benzol für chemische 
Synthesen ;  

c )  die Verwendung von Benzol i n  Motor­
treibstoffen ; 

d) Analysen oder Forschungsarbeiten in Labo­
ratorien. 

4.  ( 1 )  Die Verwendung von Benzol und ben­
zolhaltigen Produkten bei bestimmten von der 
innerstaatlichen Gesetzgebung festzulegenden 
Arbeiten sollte verboten werden. 

(2) Dieses Verbot sollte sich mindestens auf die 
Verwendung von Benzol und benzolhaItigen 
Produkten als Löse- oder Verdünnungsmittel 
erstrecken, außer wenn der betreffende Arbeits­
vorgang in einem geschlossenen Apparat ausge­
führt wird oder andere ebenso sichere Arbeits­
rnethoden angewendet werden. 

5.  Der Verkauf gewisser von der innerstaat­
lichen Gesetzgebung zu bestimmender industri­
eller Erzeugnisse, die Benzol enthalten (wie z. 13. 

Farben, Lacke, Kitte, Leime, Klebstoffe, Druck­
farben und verschiedene Lösungen), sollte in den 
von der zuständigen Stelle zu bestimmenden Fäl­
len verboten werden. 

III. TECHNISCHE VORBEUGUNGSMASS­
NAHMEN UND ARBEITSHYGIENE 

6. ( 1 )  Arbeitshygienische und technische Vor­
beugungsmaßnahmen sollten getroffen werden, 
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um einen wirksamen Schutz der Arbeitnehmer 
sicherzustellen, die Benzol oder benzolhaitigen 
Produkten ausgesetzt sind. 

(2) Unbeschadet der Bestimmungen von Ab­
satz 1 dieser Empfehlung sollten solche Maßnah­
men nötigenfalls auch dort getroffen werden, wo 
die Arbeitnehmer Produkten ausgesetzt sind, 
deren Benzolgehalt unter 1 Volumprozent liegt, 
um sicherzustellen, daß die Benzolkonzentration 
in der Raumluft der Arbeitsstätten unter dem 
von der zuständigen Stelle festgesetzten Maxi­
mum bleibt. 

7. ( 1 )  In Räumen, in denen Benzol oder ben­
zolhaltige Produkte hergestellt, gehandhabt oder 
verwendet werden, sollten alle notwendigen Maß­
nahmen getroffen werden, um das Entweichen 
von Benzoldämpfen in die Raumluft der Arbeits­
stätten zu verhüten. 

(2) Sind Arbeitnehmer Benzol oder benzol­
haitigen Produkten ausgesetzt, so sollte der 
Arbeitgeber dafür sorgen, daß die Benzolkonzen­
tration in der Raumluft der Arbeitsstätten ein 
Maximum nicht überschreitet, das von der zu­
ständigen Stelle so festgesetzt werden sollte, daß 
der Höchstwert von 25 Teilen pro Million 
(80 mg/mS) nicht überschritten wird. 

(3) Die in Unterabsatz (2) dieses Absatzes er­
wähnte maximale Benzolkonzentration sollte so­
bald wie möglich herabgesetzt werden, wenn dies 
auf Grund medizinischer Erkenntnisse angezeigt 
erscheint. 

(4) Die zuständige Stelle sollte Richtlinien 
darüber erlassen, wie bei der Messung der Benzol­
konzentration in der Raumluft der Arbeitsstät­
ten vorzugehen ist. 

8.  ( 1 )  Arbeiten, bei denen Benzol oder benzol­
haltige Produkte verwendet werden, sollten so­
weit durchführbar, in geschlossenen Apparaten 
ausgeführt werden. 

(2) Ist die Verwendung geschlossener Apparate 
nicht möglich, so sollten die Arbeitsstätten in 
denen Benzol oder benzolhaltige Produkte ver­
wendet werden, mit wirksamen Vorrichtungen 
ausgestattet werden, durch die die Beseitigung 
der Benzoldämpfe in dem für den Schutz der 
Gesundheit der Arbeitnehmer erforderlichen 
Maße sichergestellt wird. 

(3) Es sollte dafür gesorgt werden, daß Abfälle, 
die flüssiges Benzol enthalten oder Benzoldämpfe 
entwickeln, keine Gefahr für die Gesundheit der 
Arbeitehmer darstellen. 

9.  ( 1 )  Arbeitnehmer, deren Haut mit flüssigem 
Benzol oder mit flüssigen benzolhaitigen Produk­
ten in Berührung kommen könnte, sollten zweck­
entsprechende persönliche Schutzmittel gegen die 
Gefahr der Resorption von Benzol durch die 
Haut zur Verfügung gestellt werden. 

(2) Arbeitnehmern, die aus besonderen Grün­
den Benzolkonzentrationen in der Raumluft der 
Arbeitsstätten ausgesetzt sein könnten, die das 
in Absatz 7 Unterabsatz (2) dieser Empfehlung 
erwähnte Maximum überschreiten, sollten zweck­
entsprechende persönliche Schutzmittel gegen die 
Gefahr des Einatmens von Benzoldämpfen zur 
Verfügung gestellt werden. Die Einwirkungs­
dauer sollte soweit als möglich begrenzt werden. 

10. Jeder Arbeitnehmer, der Benzol oder ben­
zolhaltigen Produkten ausgesetzt ist, sollte eine 
zweckentsprechende Arbeitskleidung tragen. 

t l . Den Arbeitnehmern sollte es untersagt sein, 
Benzol oder benzolhaltige Produkte zur Reini­
gung der Hände oder der Arbeitskleidung zu 
benutzen. 

12 .  Nahrungsmittel sollten nicht in Räume, 
in denen Benzol oder benzolhaltige Produkte 
hergestellt, gehandhabt oder verwendet werden, 
gebracht oder dort verzehrt werden. Ferner 
sollte in diesen Räumen das Rauchen verboten 
seIn. 

1 3 .  In Betrieben, in denen Benzol oder ben­
zolhaltige Produkte hergestellt, gehandhabt oder 
verwendet werden, sollte der Arbeitgeber alle 
zweckentsprechenden Maßnahmen treffen, damit 
den Arbeitnehmern zur Verfügung stehen : 

a) zweckentsprechende Waschgelegenheiten, 
die an geeigneten Stellen in ausreichender 
Zahl eingerichtet und gut instand gehalten 
werden sollten; 

b) geeignete Räume oder Einrichtungen zur 
Einnahme von Mahlzeiten, sofern nicht 
zweckentsprechende Vorkehrungen getrof­
fen werden, damit die Arbeitnehmer ihre 
Mahlzeiten anderswo einnehmen können; 

c) Umkleideräume oder andere geeignete Ein­
richtungen, in denen die Arbeitskleidung 
getrennt von der Straßenkleidung der 
Arbeitnehmer aufbewahrt werden kann. 

14 .  ( 1 )  Die Bereitstellung, Reinigung und ord­
nungsmäßige Instandhaltung der in Absatz 9 
dieser Empfehlung erwähnten persönlichen 
Schutzmittel und der in Absatz 10 erwähnten 
Arbeitskleidung sollte dem Arbeitgeber obliegen. 

(2) Die beteiligten Arbeitnehmer sollten ver­
pflichtet sein, diese persönlichen Schutzmittel und 
diese Arbeitskleidung zu benutzen und sie mit 
Sorgfalt zu behandeln. 

IV. MEDIZINISCHE VORBEUGUNGSMASS­
NAHMEN 

1 5 . ( 1 )  Arbeitnehmer, die bei Arbeiten beschäf­
tigt werden sollen, bei denen sie Benzol oder 
benzolhaitigen Produkten ausgesetzt sind, sollten 
sich den folgenden Untersuchungen unterziehen: 

a) vor Aufnahme der Beschäftigung einer 
gründlichen ärztlichen Eignungsunter­
suchung einschließlich emer Blutunter­
suchung; 
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b) regelmäßigen Wiederholungsuntersuchun­
gen einschließlich biologischer Untersu­
chungen mit einer Blutuntersuchung in von 
der innerstaatlichen Gesetzgebung festge­
setzten, ein Jahr nicht überschreitenden 
Zeitabständen. 

(2) Die zuständige Stelle in jedem Land kann 
nach Anhörung der maßgebenden beteiligten 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände, soweit 
solche bestehen, Ausnahmen von den Bestim­
mungen des Unterabsatzes ( 1 )  dieses Absatzes 
für bestimmte Gruppen von Arbeitnehmern zu­
lassen. 

1 6. Anläßlich der ärztlichen Untersuchungen 
sollten den beteiligten Arbeitnehmern schrift­
liche Anweisungen für die zum Schutz vor Ge­
fährdung durch Benzol zu treffenden Maßnah­
men erteilt werden. 

17 .  Die in Absatz 15 Unterabsatz ( 1 )  dieser 
Empfehlung vorgesehenen ärztlichen Untersu­
chungen sollten 

a) unter der Verantwortung eines sachkundi­
gen, von der zuständigen Stelle anerkann­
ten Arztes durchgeführt werden, gegebe­
nenfalls mit Hilfe eines fachlich geeigneten 
Laboratoriums; 

b) in geeigneter Weise bescheinigt werden. 

1 8 .  Diese ärztlichen Untersuchungen sollten 
während der Arbeitszeit vorgenommen werden 
und den Arbeitnehmern keine Kosten verur­
sachen. 

19 .  Frauen, deren Schwangerschaft ärztlich 
bescheinigt ist, und stillende Mütter sollten nicht 
bei Arbeiten beschäftigt werden, bei denen sie 
Benzol oder benzolhaItigen Produkten ausgesetzt 
sind. 

20. Jugendliche unter 1 8  Jahren sollten nicht 
bei Arbeiten beschäftigt werden, bei denen sie 
Benzol oder benzolhaitigen Produkten ausge­
setzt sind, außer wenn sie einen Unterridlt oder 
eine Ausbildung erhalten und unter angemesse­
ner fachlicher und ärztlicher Aufsicht stehen. 

V. BEHALTER 

2 1 .  (1)  Die Aufschrift "Benzol" und die erfor­
derlichen Gefahrensymbole sollten auf jedem 
Behälter, der Benzol oder benzolhaltige Pro­
dukte enthält, deutlich sichtbar sein. 

(2) Der Prozentsatz des in dem betreffenden 
Produkt enthaltenen Benzols sollte gleichfalls 
angegeben werden. 

(3) Die in Unterabsatz (1)  dieses Absatzes 
erwähnten Gefahrensymbole sollten internatio­
nal anerkannt sein. 

22. Benzol und benzolhaltige Produkte sollten 
in die Arbeitsstätten nur in Behältern gebracht 
werden, die aus geeignetem Material von ange­
messener Stärke bestehen und so konstruiert und 
gefertigt sind, daß jedes Undichtwerden und 
jedes ungewollte Entweichen von Dämpfen ver­
hütet wird. 

VI. AUFKLARUNG DER ARBEITNEHMER 

23.  Jedes Mitglied sollte durch zweckentspre­
chende Maßnahmen dafür sorgen, daß jeder Ar­
beitnehmer, der Benzol oder benzolhaItigen Pro­
dukten ausgesetzt ist, auf Kosten des Arbeitge­
bers eine geeignete Ausbildung und geeignete 
Anweisungen über die Maßnahmen erhält, die 
zum Schutz der Gesundheit und zur Verhütung 
von Unfällen oder dann zu treffen sind, wenn 
Anzeichen einer Vergiftung auftreten. 

24. In Räumen, in denen Benzol oder benzol­
haltige Produkte verwendet werden, sollten an 
geeigneten Stellen Anschläge angebracht werden, 
die auf folgendes hinweisen : 

a) die bestehenden Gefahren; 
b) die zu treffenden Vorbeugungsmaßnahmen; 

c) die zu verwendenden Sdmtzvorrichtungen; 

d) die in Fällen akuter Benzolvergiftung zu 
treffenden Maßnahmen der Ersten Hafe. 

VII. ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

25.  Jedes Mitglied sollte 

a) im Wege der Gesetzgebung oder mittels 
anderer, den innerstaatlichen Gepflogen­
heiten und Verhältnissen entsprechender 
Methoden die zur Durchführung der Be­
stimmungen dieser Empfehlung erforder­
lichen Maßnahmen treffen ;  

b )  entsprechend seinen innerstaatlichen Ge­
pflogenheiten die Person oder die Personen 
bezeichnen, die für die Einhaltung der 
Bestimmungen dieser Empfehlung zu sor­
gen haben; 

c) sich verpflichten, geeignete Aufsichtsdienste 
mit der überwachung der Durchführung 
der Bestimmungen dieser Empfehlung zu 
beauftragen oder sich zu vergewissern, daß 
eine angemessene Aufsicht ausgeübt wird. 

26. Die zuständige Stelle in jedem Land sollte 
die Erforschung von unschädlichen oder weniger 
gesundheitsschädlichen Austauschprodukten für 
Benzol tatkräftig fördern. 

27. Die zuständige Stelle sollte ein System der 
statistischen Erfassung von Daten betreffend 
ärztlich festgestellte Fälle von Benzolvergiftung 
einführen und diese Daten jährlich veröffent­
lichen. 
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